
 

Bayerisches Landesamt für
Umwelt  

 
 
 

 

Infoblatt – Trinkwasseraufbereitung 

Entsorgung von Schlämmen aus der 
Spülung von Filteranlagen 

1 Rechtliche Grundlagen 

Im Zusammenhang mit der Entsorgung von Schlämmen aus der Trinkwasseraufberei-

tung treten immer wieder Fragen nach deren natürlicher Radioaktivität und einer eventu-

ell daraus resultierenden Strahlenexposition auf. 

Im Folgenden sind die rechtlichen Grundlagen gemäß Strahlenschutzgesetz (StrlSchG) 

und Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) sowie die radiologische Bewertung hierzu dar-

gestellt. 

Materialien sind Stoffe, die natürlich vorkommende Radionuklide enthalten oder mit sol-

chen Stoffen kontaminiert sind (§ 5 Abs. 22 StrlSchG). 

Das Strahlenschutzgesetz sieht Maßnahmen und Überprüfungen nur vor, wenn Hin-

weise bestehen, dass durch diese Materialien die Exposition erheblich erhöht ist (§ 65 

StrlSchG). 

Rückstände sind Materialien, die bei bestimmten industriellen und bergbaulichen Pro-

zessen anfallen (§ 5 Abs. 32 i.V.m. Anlage 1 StrlSchG). Die Anlage 1 StrlSchG listet ab-

schließend die zu berücksichtigenden Rückstände auf. Im Bereich der Grundwasserauf-

bereitung sind lediglich Kiese, Harze, Sande und Kornaktivkohle genannt. 

Für den Anfall, die Verwertung oder die Beseitigung dieser Rückstände sieht das Strah-

lenschutzgesetz ausdrücklich Maßnahmen und Überprüfungen vor, um erhöhte Expositi-

onen auszuschließen (§§ 60 bis 63 StrlSchG). 

  



Entsorgung von Schlämmen aus der Spülung von Filteranlagen  

 

2 Bayerisches Landesamt für Umwelt  2020 

2 Radiologische Bewertung der Schlämme 

Bei der Spülung von Filteranlagen innerhalb der Trinkwasseraufbereitung fallen aus der Behandlung 

schlammhaltiger Wässer Schlämme an, die auf Grund ihrer chemischen und physikalischen Eigenschaf-

ten natürliche Radioaktivität anreichern können. Diese Schlämme sind jedoch keine Rückstände gemäß 

StrlSchG und unterliegen keiner Untersuchungspflicht. Sie sind Materialien, für die radiologische Unter-

suchungen nur angeordnet werden können, wenn Hinweise vorliegen, dass die Exposition erheblich er-

höht ist und Strahlenschutzmaßnahmen erforderlich sind. 

Eine umfangreiche Untersuchung des Bundesamtes für Strahlenschutz (BfS) hat gezeigt, dass erhöhte 

spezifische Aktivitäten vor allem für Radium-226 und Ra-228 vorkommen können. Das abgeschätzte 

Mengenaufkommen mit erhöhten spezifischen Aktivitäten ist jedoch gering. Unter realistischen und aus-

reichend konservativen Annahmen treten keine erheblich erhöhten Expositionen für die Bevölkerung 

bzw. für Personen, die an entsprechenden Entsorgungsvorgängen beteiligt sind, auf.  

Die Untersuchung des BfS wurde bei der Gesetzgebung berücksichtigt und führte dazu, dass Schlämme 

aus der Trinkwasseraufbereitung keiner strahlenschutzrechtlichen Regelung unterliegen. 

Aus Sicht des Strahlenschutzes besteht deshalb keine Notwendigkeit für die Anordnung von zusätzli-

chen Maßnahmen bei der Entsorgung von Schlämmen aus der Trinkwasseraufbereitung.  

Die sonst üblichen konventionellen Arbeitsschutzvorgaben, insbesondere im Hinblick auf die Vermeidung 

von Staubentwicklung (z. B. zeitnahes Abdecken deponierter Chargen, Tragen von Masken bei nicht zu 

vermeidender Staubentwicklung) sind ausreichend. 

3 Abfallrechtliche Vorgaben 

Auch wenn die Schlämme aus Sicht des Strahlenschutzes unbedenklich sind, müssen die abfallrechtli-

chen Vorgaben, zum Beispiel für die Deponierung und Nachweisführung, beachtet werden. Aufgrund der 

Inhaltsstoffe (insb. Schwermetalle) kann dies dazu führen, dass Schlämme aus der Trinkwasseraufberei-

tung als gefährliche Abfälle einzustufen sind. 

Das Kapitel der Abfallverzeichnisverordnung (AVV) 1909 „Abfälle aus der Zubereitung von Wasser für 

den menschlichen Gebrauch oder industriellem Brauchwasser“ enthält keinen adäquaten gefährlichen 

Abfallschlüssel. Gemäß § 3 Abs. 3 Satz 2 AVV kann das LfU im Einzelfall oder aufgrund neuer Erkennt-

nisse für Abfälle eine abweichende Einstufung vornehmen, wenn ein im Abfallverzeichnis als nicht ge-

fährlich aufgeführter Abfall Gefährlichkeitskriterien nach Anhang III der Richtlinie 2008/98/EG aufweist. 

Eine Auswerteroutine und Hinweise zur Abfalleinstufung und Bestimmung der Gefährlichkeit von Abfäl-

len in Bayern hat das LfU unter folgendem Link veröffentlicht: Merkblätter und Hinweise für den Vollzug - 

LfU Bayern 

In Bayern sind zudem für Abfälle zur Beseitigung nach dem bayerischen Abfallwirtschaftsplan Überlas-

sungspflichten gegenüber dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger bzw. der GSB Sonderabfall-Ent-

sorgung Bayern GmbH zu beachten (Art. 10 Abs. 1 Satz 1 und Art. 3 Abs. 1 Bayerisches Abfallwirt-

schaftsgesetz i. V. m. dem Abfallwirtschaftsplan Bayern).  

Informationen zu den Überlassungspflichten im Bereich der gefährlichen Abfälle sind unter folgendem 

Link veröffentlicht: Informationen zu den Überlassungspflichten - LfU Bayern 

  

https://www.lfu.bayern.de/abfall/merkblaetter_vollzug/index.htm
https://www.lfu.bayern.de/abfall/merkblaetter_vollzug/index.htm
https://www.lfu.bayern.de/abfall/zentrale_stelle_abfallueberwachung/informationen_ueberlassungspflichten/index.htm
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